= 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 6629.) Konzeſſions- und Beſtätigungsurkunde für die Märkiſch-Poſener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. Vom 25. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Frankfurt a. d. O. über 
Sternberg und Schwiebus nach Poſen mit einer Abzweigung von Bentſchen 
über Züllichau und Croſſen nach Guben eine Aktiengeſellſchaft gebildet hat, wollen 
Wir zum Bau und Betriebe dieſer Eiſenbahn Unſere landesherrliche Genehmigung 
hierdurch ertheilen, auch das Uns vorgelegte, am 15. Dezember 1866. notariell 
vollzogene Statut hiermit andes beſtätigen. . 

Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften über die Ex⸗ 
propriation auf dieſes Unternehmen Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwärtige Genehmigungs- und Beſtätigungsurkunde iſt mit dem 
Statute zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


en Jus unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 25. März 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


* 


Sta⸗ 


* 


| 


Jahrgang 1867. (Nr. 6629.) 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Mai 1867. 
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Statut 


der 


Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 


A. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


eh 
Name und Unter der Benennung „Märkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft“ wird eine 
chend Se Aktiengeſellſchaft errichtet, welche den Bau, die vollſtändige Ausrüſtung und den 
i Betrieb einer von der Allerhöchſten Beſtätigung dieſes Statuts in längſtens vier 
5 Jahren zu vollendenden Eiſenbahn von Frankfurt an der Oder über Sternberg 
und Schwiebus nach Poſen mit einer Abzweigung von Bentſchen über Züllichau 

und Croſſen nach Guben zum Zweck hat. 


5 $. 2. 
Art der Be. Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwagen 
nüßung. auf eigene Rechnung betreiben, auch, ſoweit ſie es ihrem Intereſſe gemäß findet, 


oder geſetzlich dazu verpflichtet iſt, Anderen die Benutzung der Bahn zu Perſonen⸗ 
und Gütertransporten gegen Entrichtung eines beſtimmken Bahngeldes geſtatten. 
Sie kann auch unter Genehmigung des Bal a einer anderen 
Eiſenbahnverwaltung den geſammten Betrieb der Bahn durch beſonderen Vertrag 
überlaſſen. a 
Sollte in Sorge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln eine 
noch beſſere und wohlfeilere Förderung der Transporte, als auf Eiſenſchienen und 
mittelſt Lokomotiven, möglich werden, fo kann die Geſellſchaft auch das neue 
nn „vorbehaltlich der Genehmigung des Staats, herſtellen und 
enutzen. 


$. 3. 

Bahnlinie Die Bahnlinie hat das Königliche Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
und Bauplan. öffentliche Arbeiten feftzuftellen; auch unterliegen der Genehmigung deſſelben die 
ſpeziellen Bauprojekte und Anſchläge. 5 

on 
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Von dem 1 Bauplane darf nur unter beſonderer Genehmigung 
des vorbezeichneten Miniſteriums abgewichen werden. 


F. 4. 
Das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung iſt Guben. 
F. 5. 


Gerichtsſtand. 


Das zum Bau der Märkiſch-Poſener Eiſenbahn nebſt Zubehör, zur An⸗ Fonds der 
ſchaffung des Betriebsmaterials nebſt Zubehör, zur Beſtreitung der Generalkoſten Geſelſchaft. 


einſchließlich der Koſten der Vorarbeiten, ſowie zur Verzinſung der Aktien bis 
Dach: im F. 23. beſtimmten Zeitpunkte erforderliche Kapital der Geſellſchaft 
beſteht: 
in einem Grundkapital von 14,500,000 Thalern Preußiſch Kurant, in 
Worten: vierzehn Millionen fünfhundert Tauſend Thalern Preußiſch 
Kurant, oder 2,175,000 Pfund Sterling, in Worten: zwei Millionen 
Einhundert fünf und ſiebenzig Tauſend fund Sterling, 


und wird aufgebracht: i 


1) durch 72,500 Stück Stammaktien zu je 100 Rthlr. oder 15 Pfd. Sterl., 
VVV 7,250,000 Rthlr. = 1,087,500 Pfd. Sterl. 
2) durch 36,250 Stück Stamm⸗ 
Prioritätsaktien zu je 200 
Rthlr. oder 30 Pfd. Sterl., 
ö•F 7,250,000 , „ = 1,087,500 


in Summa = 14,500,000 Rthlr. = 2,175,000 Pfd. Sterl. 


F. 6. 

Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres wird zunächſt ein Reſervefonds 
gebildet. Derſelbe iſt beſtimmt zur Deckung der in außerordentlichen Fällen 
nöthigen Ausgaben und der Koſten der Vermehrung der Betriebsmittel, welche 
nach Ablauf des erſten Betriebsjahres nothwendig befunden wird. 


Dieſem Reſervefonds werden überwieſen: 


a) der Betrag derjenigen Zinſen und Dividenden, die nicht rechtzeitig erhoben 
und deshalb gemäß $. 25. zu Gunſten der Geſellſchaft verfallen find; 


b) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der vom Verwaltungsrathe nach 
Bedürfniß feſtgeſetzt wird, aber pro anno nicht mehr als ein Zehntheil 
Prozent des Anlagekapitals der Geſellſchaft betragen ſoll, inſofern der 
Verwaltungsrath nicht mit Zuſtimmung der vorgeſetzten Staatsbehörde 
eine Erhöhung für nöthig erachtet; 

e) der nach vollſtändigem Ausbau und vollſtändiger Ausrüſtung der Bahn 
verbleibende Reſt des Bau- und Betriebskapitals. i 

(Nr. 6629.) 0 19° Hat 
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Hat der Reſervefonds die Summe von 250,000 Thalern Preuß. Kurant, 
in Worten: zweihundert und funfzig Tauſend Thaler Preußiſch Kurant, erreicht, 
ſo braucht er bloß auf dieſer Höhe erhalten zu werden, und es erfolgen Zuſchüſſe 
nur dann, wenn eine Verminderung eingetreten iſt. 

So lange der Reſervefonds in voller Höhe vorhanden iſt, fließen die nicht 
erhobenen Zinſen und Dividenden, ſowie die Zinſen des Reſervefonds ſelbſt, zum 
Amortiſationsfonds (F. 8.) und nach deſſen Auflöſung in die Betriebskaſſe. 


H. 7. 
Erneuerungs⸗ Ferner wird nach Ablauf des erſten Betriebsjahres noch ein Erneuerungs⸗ 
ae fonds gebildet, welcher beſtimmt ift put Beſtreitung der Koften der Erneuerung 
von Schienen, Schwellen und der kleinen Eiſentheile des Oberbaues der Eiſen⸗ 
bahn mit Einſchluß der Weichen, ſowie der Erneuerung der Lokomotiven nebſt 
Tendern und der Wagen aller Art. 
Zu dieſen Erneuerungen ſind insbeſondere zu rechnen: 
1) bei Lokomotiven und Tendern die on der Feuerkaſten, Keſſel, 
Cylinder, Siederöhren, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, ganzer Waſſer⸗ 
behälter und Bremſen; 
2) bei den Wagen die e von ganzen Kaſten, Federn, Achten, 
Rädern, Radreifen, Bremſen und der Umbau des Innern ganzer Koupes. 
Alle dieſe Erneuerungen ſind jedoch nur dann aus dem Erneuerungsfonds 
1 beſtreiten, wenn ſie durch Abnutzung nöthig werden, nicht aber, wenn ſie den 
Bauunternehmern, Lieferanten u. |. w. zur Laſt fallen. 


Dem Erneuerungsfonds werden überwieſen: 


a) die Einnahmen aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und 
der Betriebsmittel, 


b) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der nach Prozentſätzen von dem 
Werthe der Schienen und Schwellen und von dem Werthe der Lofo- 
motiven, Tender und Wagen zu berechnen iſt. 


Dieſe Prozentſätze normirt der Verwaltungsrath nach Bedürfniß von fünf 
bis zu fünf Jahren mit Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehörde. g 

Wenn der Erneuerungsfonds derartig angewachſen iſt, daß der Handels- 
miniſter eine weitere Verſtärkung deſſelben einſtweilen nicht für erforderlich er 
achtet, fo dürfen die unter a. benannten Einnahmen, ſowie die Zinſen des Er⸗ 
neuerungsfonds ſelbſt, mit Zuſtimmung des Handelsminiſters zum Amortiſations⸗ 
fonds (F. 8.) und nach deſſen Auflöſung zur Betriebskaſſe vereinnahmt werden. 


$. 8. 
Amortiſations⸗ Die Stamm ⸗Prioritätsaktien (§. 5. Nr. 2.) unterliegen der Amortiſation. 
fonds Behufs derſelben wird nach dem Ablaufe des erſten Betriebsjahres ein Amorti⸗ 


ſationsfonds gebildet, welcher dazu beftummt iſt, die ſämmtlichen Se 
N 118: 
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tätsaktien allmälig einzuziehen und zu vernichten, und daher geſchloſſen wird, 
ſobald dieſer Zweck erreicht iſt. 


Dem Amortiſationsfonds werden überwieſen: 


1) die nicht erhobenen Zinſen und Dividenden, welche nach $. 25. zu Gunſten 
der Geſellſchaft verfallen find, ſowie die Zinſen des Reſervefonds, beide 
jedoch nur in dem Falle, wenn der Reſervefonds in voller Höhe vor⸗ 
handen iſt (F. 6.) 


2) die Einnahmen aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und 
der Betriebsmittel und die Zinſen des Erneuerungsfonds, wenn dieſer ſo 
weit angewachſen, daß der Handelsminiſter eine weitere Verſtärkung 
deſſelben einſtweilen nicht für erforderlich erachtet (§. 7.) 


3) ein Drittel des Ueberſchuſſes, welcher von dem nach $. 23. zu ermitteln⸗ 
den Reſtbetrage des Reinertrages alljährlich verbleibt, nachdem die In⸗ 
haber der Stamm⸗Prioritätsaktien fünf Prozent des Nominalbetrages 
ihrer Aktien und die Inhaber der Stammaktien ſechs und zwei Drittel 
(63) Prozent des Nominalbetrages ihrer Aktien erhalten haben. 


Es bleibt dem Verwaltungsrathe das Recht vorbehalten, unter Genehmi⸗ 
gung des Handelsminiſters den Amortiſationsfonds durch Erhöhung der Quote 
des Ueberſchuſſes ad 3. zu verſtärken und dadurch die Tilgung der Stamm⸗ 
Prioritätsaktien zu beſchleunigen. : 

Die Einlöfung der Stamm⸗Prioritätsaktien wird entweder durch den An⸗ 
kauf an der Börſe bis zum Nominalwerthe, oder in Folge der Kündigung durch 
Zahlung des Nominalwerthes, 1 nach den Mitteln des Amortiſationsfonds, be⸗ 
wirkt. Die Nummern der zu kündigenden und zu amortiſirenden Stamm⸗Prio⸗ 
ritätsaktien werden durch das Loos in einer alſährlich im April abzuhaltenden 
Verſammlung des Verwaltungsrathes unter Zuziehung eines das Protokoll auf⸗ 
nehmenden Notars⸗beſtimmt und find darauf nach einer wenigſtens zwei Monate 
vorher ergangenen öffentlichen Anzeige der ausgelooſten Nummern am nächſten 
1. Juli fällig. 

Die Auszahlung der ausgelooſten Stamm⸗Prioritätsaktien erfolgt von 
dem dazu beſtimmten Tage ab aus der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nominal⸗ 
werthe an den Vorzeiger dieſer Aktien gegen Auslieferung derſelben. 

Mit dem feſtgeſetzten Zahlungstage hört die Verzinſung der ausgelooſten 
Simi Priorin auf. Die Kupons über die Be sieht bee 


i inſen und der Talon find mit der ausgelooſten Prioritätsaktie gleich zeitig zu 


übergeben. Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden, noch nicht 
fälligen Zinskupons von dem Kapitale gekürzt, um zur Einlöſung dieſer kupons 
vorkommenden Falles zu dienen. 

Die fällig erklärten und eingelöſten Stamm⸗Prioritätsaktien und die noch 
nicht fälligen Kupons werden unter Beachtung der oben wegen der Verloofung 
vorgeſchriebenen Form verbrannt, und über die Ausführung der Tilgung wird 
dem betreffenden Eiſenbahnkommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 51 

(Nr. 6629.) Die 
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Die Nummern der zur Rückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor⸗ 
gezeigten Stamm Prioritätsaktien werden jährlich während zehn Jahre von dem 
Verwaltungsrathe Behufs Empfangnahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. 
Die Aktien, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen 
Aufrufe zur Einlöſung vorgezeigt werden, find werthlos, was unter Angabe der 
werthlos gewordenen Nummern alsdann von dem Verwaltungsrathe öffentlich 
bekannt zu machen iſt. Die Geſellſchaft Dt wegen ſolcher Stamm⸗Prioritäts⸗ 
aktien keinerlei Verpflichtung mehr, doch kann ſie deren gänzliche oder theilweiſe 
Bezahlung vermittelſt eines Beſchluſſes der Generalverſammlung aus Billigkeits⸗ 
gründen gewähren. 

$. 9. 


ah Die Verhältniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden, außer durch die 
zum Staate. beſtehenden und noch & erlaſſenden Geſetze, im Allgemeinen durch die zu erthei⸗ 
lende landesherrliche Konzeſſion und das gegenwärtige Statut beſtimmt. Ins⸗ 


beſondere aber bleibt 


1) dem Staate vorbehalten: 

er a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs, ſowohl 

5 für die Güter, als für den Perſonenverkehr, ſowie jeder Abänderung 

5 der Tarife; N ö 

b) die Genehmigung, nöthigenfalls auch die Abänderung des Fahrplans ; 

e) die Beſtätigung der Wahl des oberſten Adminiſtrationsbeamten 
(Spezialdirektors) und des oberſten techniſchen Beamten (Oberinge⸗ 
nieurs reſp. Betriebsdirektors), welcher die formelle Qualifikation 
zum Bauinſpektor beſitzen muß, ſowie die Genehmigung der dieſen 
beiden Beamten zu ertheilenden een Auch die 
Qualifikation des die Bauausführung leitenden Ingenieurs unter⸗ 
liegt der Prüfung des Handelsminiſters. N 


2) Zur Ausführung der Beſtimmung über die Benutzung der Eiſenbahn 1 
militairiſchen Zwecken (Geſetz-Samml. für 1843. ©. 373.) iſt die Geſell⸗ 
ſchaft verpflichtet, ſowohl ſich den Beſtimmungen des Reglements vom 
1. Mai 1861., betreffend die Organiſation des Transports größerer 
Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen, desgleichen für die Beförderung 
von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Armeebedürfniſſen auf den 
Staatsbahnen, endlich der Inſtruktion vom 1. Mai 1861. für den Trans⸗ 
port der Truppen und des Armeematerials auf den Eiſenbahnen, und 
den künftigen Abänderungen und e dieſer Reglements und 
Inſtruktion zu unterwerfen, als auch kilitair⸗Perſonen und Effekten je⸗ 
licher Art zu ermäßigten Preiſen zu transportiren. Bei Normirung der 
Fahrpreiſe ſollen die niedrigſten Preiſe maaßgebend ſein, welche die 
Militairverwaltung mit anderen Eiſenbahnen vereinbart hat oder noch 
vereinbaren wird. 


3) Außer der Uebernahme der unentgeltlichen Beförderung von Poſtſachen 
und Poſtwagen, gemäß F. 36. des Geſetzes vom 3. November 18 9 


I Ä 
F. 9. des Geſetzes vom 5. Juni 1842., F. 5. des Geſetzes vom 21. Mai 


1860., iſtzdie en auch verpflichtet, die begleitenden Poſtkonduk⸗ 
teure und das expedirende Poſtperſonal unentgeltlich zu befördern. 


Die Geſellſchaft geſtattet unentgeltlich die Anlage eines Staatstelegraphen 
längs der Bahn unter den von dem Handelsminiſter e Be⸗ 
dingungen, iſt auch verpflichtet, nach Maaßgabe der Anordnung des 
Staates den Eiſenbahntelegraphen zur Benutzung von Staats- und 
Privatdepeſchen einzuräumen. 


Die Geſellſchaft hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen 
werden, pünktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen er⸗ 
wachſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung 
eines beſonderen Polizei-Auffichtsperfonals entſtehenden Koſten zu tragen. 
Sie iſt verpflichtet, die 118155 Zuſchüſſe zu der in Gemäßheit des Ge⸗ 
b vom 21. Dezember 1846. (Geſetz⸗Samml. für 1847. S. 21.) für 
ie Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiſten. Nicht minder 
wird die Geſellſchaft den Anforderungen der zuſtändigen Behörde wegen 
Genügung des kirchlichen Bedürfniſſes der beim Bau beſchäftigten Be⸗ 
amten und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und erforderlichen Falles 
auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten übernehmen. 


6) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und künftig be⸗ 
ſtehenden Grundſätze für die Staatseiſenbahnen für ihre Beamten und 
Arbeiter Penſions⸗, Wittwenverpflegungs⸗ und Unterſtützungskaſſen ein⸗ 
zurichten und zu denſelben die erforderlichen Beiträge zu leiſten. 


7) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwärter, 
Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer techniſchen 
Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil⸗Anſtellungs⸗ 
berechtigung entlaſſenen Militairs des Königlich Preußiſchen Heeres, 
ſoweit dieſelben das fünf und dreißigſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, zu wählen. 


4 


— 


5 


— 


$. 10. 
Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: Verwaltung 
1) durch die Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung wi 2 


($$. 28. ff.), 
2) durch den Verwaltungsrath, beſtehend aus fünfzehn Mitgliedern, und 
3) durch drei Reviſoren. 

$. 11. N 

Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen wegen  Seliätug | 
rückſtändig gebliebener Einzahlungen auf die Aktien ($. 17.) find im Gerichts⸗ m, it 

De der Geſellſchaft anhängig zu machen, welchem fich jeder Aktienzeichner und 3 
eſſen Rechtsnachfolger durch die Zeichnung reſp. durch den Erwerb der Rechte 
(Ar. 6629.) ö 5 aus 


1 
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aus der Zeichnung kraft des gegenwärtigen Statuts unterwirft. Sonſtige Strei⸗ 
tigkeiten in geſellſchaftlichen Angelegenheiten zwiſchen der 1 und den 
Aktionairen, desgleichen mit den Vertretern und Beamten der Geſellſchaft ſollen 
jederzeit durch Schiedsrichter, welche in den von der Bahn berührten Kreiſen 
wohnen müſſen, entſchieden werden, von denen jeder Theil Einen oder zwei er⸗ 
nennt, und welche bei Meinungsverſchiedenheiten einen Obmann wählen. 

Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordentliches Rechtsmittel 
zuläſſig. Für das Verfahren des Schiedsgerichts ſind die zur Zeit deſſelben gel⸗ 
tenden geſetzlichen Beſtimmungen maaßgebend. 

Verzögert einer der ſtreitenden Theile, auf die ihm durch einen Notar oder 
gerichtlich infinuirte und im Falle der Abweſenheit ohne Zurücklaſſung eines Be⸗ 
vollmächtigten durch die im §. 13. genannten Zeitungen zu veröffentlichende zwei⸗ 
malige Aufforderung des Gegners, die Ernennung eines Schiedsrichters länger 
als vierzehn Tage, ſo ernennt der Vorſitzende des Kreisgerichts zu Guben den 
zweiten Schiedsrichter. 8 

$. 12. 

Können die Schiedsrichter ſich über die Wahl des Obmannes nicht ver- 
einigen, ſo wird auch dieſer von dem Vorſitzenden des Kreisgerichts zu Guben 
ernannt. 

Das alſo gebildete Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit, bildet 
ſich aber keine Majorität, ſo gilt die Anſicht des Obmannes allein. 


9. 13. 

Oießfentliche Die nach dieſem Statute erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen, 
Bekanntmachun. Zahlungsaufforderungen, Einladungen oder ſonſtigen Mittheilungen find in fol— 
Ben genden öffentlichen Blättern: 

1) dem Preußiſchen Staatsanzeiger, 

2) der Berliner Börſenzeitung, 

3) der Schleſiſchen Zeitung, 

4) der Berliner Voſſiſchen Zeitung, 

5) dem Gubener Wochenblatt, 
abzudrucken. 


Sofern für einzelne Bekanntmachungen nicht ein Anderes ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben, genügt ein zweimaliger Abdruck der Bekanntmachung in jedem der 
vorgenannten Blätter zu deren rechtsverbindlicher Publikation. 

Bei dem Eingehen des einen oder anderen der vorgenannten Blätter ge⸗ 
nügt die Bekanntmachung in den übrigen, bis die nächſte Generalverſammlung 
über die Wahl eines anderen Blattes an Stelle des eingegangenen Beſchluß ge: 


faßt hat. 


Sm 


Abänderung Abänderungen des gegenwärtigen Statuts find nur in Folge eines nach 
des Statuts. \ . Maar 


. eg 
Maaßgabe der $$. 29. bis 32. gefaßten Beſchluſſes der Generalverſammlung 
unter landesherrlicher Genehmigung zuläſſig. 
$. 15. 
Auch der Verkauf der Bahn und die Auflöfung der Geſellſchaft, ingleichen Verkauf der 


die Vereinigung des Unternehmens mit einem anderen Eiſenbahn⸗Unternehmen olan de 


können nur in Folge eines in gleicher Weiſe gefaßten, landesherrlich beſtätigten ſelſchaft. 
Beſchluſſes der Generalverſammlung geſchehen (F. 32.). 


B. 


Beſondere Beſtimmungen. 


J. 
Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


F. 16. 


Sämmtliche im $. 5. gedachte Stamm⸗ und Stamm ⸗Prioritätsaktien der Aktien und 
i Geſellſchaft werden, auf den Inhaber lautend, unter fortlaufender Nummer, und rm Ausfett 
war die Stammaktien nach dem beiliegenden Schema A. und die Stamm⸗ 
. Priorttätsaktien nach dem beiliegenden Schema B. ſtempelfrei ausgefertigt, jedoch 
7 erſt dann ausgegeben, wenn der volle Nominalbetrag derſelben zur Geſellſchafts⸗ 
kaſſe berichtigt iſt. 
Jede Aktie wird mit mindeſtens acht Fakſimile⸗Unterſchriften des Verwal⸗ 
tungsrathes verſehen, dagegen vom Rendanten der Geſellſchaft unterſchrieben. 


F. 17. 


Vom Aktienkapital, und zwar ſowohl von dem Stamm-, als von dem Einzahlung 
Stamm Prioritäts⸗Aktienkapitale müſſen innerhalb vier Wochen nach erfolgter aas tiene 
Allerhöchſter Beſtätigung dieſes Statuts und Eintragung in das Handelsregiſter i Be 
ehn Prozent und im Laufe des erſten Jahres wenigſtens zwanzig Prozent des 
Nominalbetrages eingezahlt werden. 

Die Zahlung des übrigen Betrages des Aktienkapitals geſchieht nach Ber 
dürfniß, worüber der Wat zu beſtimmen hat, jedoch nur in der 
Weiſe, daß die Einzahlungen der einzelnen Raten auf die Stamm ⸗Prioritäts⸗ 
aktien die auf die Stammaktien geleiſteten Einzahlungen nicht überſteigen. Die 
Aufforderungen zu Einzahlungen, ſowie die Beſtimmung der Zahlungsorte erfolgt 
in der $. 13. vorgeſchriebenen Form, dergeſtalt, daß jede Aufforderung mindeſtens 
zweimal öffentlich bekannt gemacht wird und vom Tage der letzten Bekannt⸗ 
machung bis zum feſtgeſetzten Einzahlungstermine eine mindeſtens vierwöchent⸗ 
liche Friſt offen bleibt. N 

Jahrgang 1867. (Nr, 6629.) 76 1 Voll⸗ 


x 


e 


alla enge auf Stamm⸗ und Stamm ⸗Prioritätsaktien, reſp. die Aus⸗ 
gabe von ſolchen — volleingezahlten — Aktien ſind 9 „jedoch bezüglich 
5 ee nur in dem Maaße, als ſolche auf die Stammaktien 
ewirkt ſind. f 


N N 
Folgen der Ein Aktionair, der eine ausgeſchriebene Rate zur ſeſtgeſehten Zeit nicht 
Rihtzahlung einzahlt, iſt verpflichtet, außer der Nachzahlung der rückſtändigen Rate nebſt den 


5 der ausgeſchrie⸗ a a { 
been dale. geſetzlichen Verzugszinſen pro anno, eine Konventionalſtrafe von zehn Prozent 


der rückſtändigen Rate zur Geſellſchaftskaſſe zu entrichten, und wird hierzu vom 
Verwaltungsrathe durch dreimalige öffentliche Bekanntmachung, deren letzte we⸗ 
nigſtens vier Wochen vor dem für die Einzahlung feſtgeſetzten Schlußtermine zu 
veröffentlichen und in welcher nicht der Name, ſondern die Nummer des Quit⸗ 
tungsbogens anzugeben iſt, aufgefordert. f 

Wird auch dieſer Aufforderung nicht Folge geleiſtet, jo iſt der Verwal⸗ 
tungsrath nach ſeiner Wahl berechtigt, entweder den ſäumigen Aktionair im 
Rechtswege zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten anzuhalten, oder die bis dahin 
auf die betreffende Aktie eingezahlten Raten als verfallen, die Anſprüche auf den 
Empfang der gezeichneten Aktie durch öffentliche Bekanntmachung, unter Angabe 
der Nummer des Quittungsbogens, für erloſchen und den Quittungsbogen ſelbſt 
für null und nichtig zu erklären. i 

An Stelle der auf dieſe Weiſe unter Berückſichtigung der Beſtimmung 
des Artikels 222. Nr. 2. des Handelsgeſetzbuches ausſcheidenden Aktionaire kön⸗ 
nen neue Aktienzeichner zugelaſſen werden, denen die betreffenden verfallenen 
Einzahlungen der ſäumigen erſten Aktionaire anzurechnen und mit denen die 
Bedingungen für die Uebernahme der Zeichnungen durch den Verwaltungsrath, 
unbeſchadet der Verpflichtung zur e e der Aktie, zu vereinbaren ſind. 

Iſt durch dieſe, lediglich nach dem Ermeſſen des Verwaltungsrathes feſt⸗ 
zuſtellende Vereinbarung die vollſtändige Deckung des Reſtes des Nominalbetrages 
der betreffenden Aktien nicht zu erlangen, ſo hleibt doch der erſte Zeichner — 
ungeachtet der geſchehenen Annullirung ſeiner Rechte aus der Zeichnung — für 
den Ausfall perſönlich en f 
8 Die aus einer Vereinbarung mit einem für einen ſäumigen Aktionair ein⸗ 
tretenden neuen Zeichner etwa erwachſenden Vortheile fließen dem Erneuerungs⸗ 
fonds (F. 7.) zu. 


5 82:19, 
Onittungs⸗ Bis zur Berichtigung des vollen Nominalbetrages und wirklichen Aus⸗ 
8 fertigung der Aktien werden über die geſchehene Einzahlung der einzelnen Raten 


Quittungsbogen unter fortlaufender Nummer nach dem beiliegenden Schema Hl. 
N ausgefertigt, die auf den Namen des Aktienzeichners lauten und nach gejchehener 
Vollzahlung des Nominalbetrages der gezeichneten Aktien gegen dieſe ſelbſt aus⸗ 
getauſcht werden. 

Die Quittungsbogen werden mit drei Fakſimile⸗Unterſchriften des Ver⸗ 
waltungsrathes verſehen. ; 1 

5 : N 20. 5 
1 10 0 


$. 20. | 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eines Quittungs⸗ Aushändigung 
bogens wird dem darin benannten Aktionair oder deſſen Ceſſionar oder demjenigen, der Aten. 
welcher ſich als rechtmäßiger Beſitzer ausweiſet, gegen Rückgabe des Quittungs⸗ 
bogens die gemäß F. 16. ausgefertigte Aktie ausgehändigt. 

Die Richtigkeit der Eeflton eines Quittungsbogens zu prüfen, iſt die Geſell⸗ 
ſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


$. 21. 
Kein Aktionair iſt über den Betrag der gezeichneten Aktien hinaus zu Verhaftung 
Einzahlungen für Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verpflichtet. Be 
>. | 


Die Stammaktien der Geſellſchaft, beziehungsweiſe die darauf geleiſteten Linsen der 

Einzahlungen werden während der Bauzeit mit vier Prozent, die Stamm⸗Prio⸗ ene 
ritätsaktien, beziehungsweiſe die auf diefelben geleiſteten Einzahlungen mit fünf 
Prozent pro anno bis zum Ablaufe der Bauzeit verzinſt. Für die hiernach 
baar 50 zahlenden Zinſen der volleingezahlten Aktien fertigt der Verwaltungsrat) 
nach dem beiliegenden Schema C. Kupons aus, welche mit den Aktien zuſammen 
£ ausgehändigt werden, und gegen deren Einlieferung die Zahlung der Zinſen an 

den auf den Kupons beſtimmten Zahlungsorten und in den dort beſtimmten 

Terminen ſtattfindet. 


F. 23. i 


Mit Ablauf des Semeſters (30. Juni, 31. Dezember), in welchem die Dividenden, 
Bahn — welche im Uebrigen auch ſtreckenweiſe in Betrieb geſetzt werden kann — ham 
vollſtändig fertig und in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt wird, hört f 
die Verzinſung der Aktien aus dem Baukapitale auf, und wird ſtatt derſelben 
der, vom 1. Juli reſp. vom 1. Januar des auf die Betriebseröffnung folgenden 
Semeſters, aus dem Unternehmen aufkommende Reinertrag nach Maaßgabe der 
folgenden Beſtimmungen vertheilt: 


1) Aus dem Ertrage des Unternehmens werden zunächſt die Verwaltungs- 
Unterhaltungs-, Betriebs- und ſonſtigen Ausgaben, ſowie alle auf dem 
Unternehmen haftenden Laſten beſtritten, 5 a 

2) ſodann werden die in den $$. 6. und 7. gedachten jährlichen Beiträg 
zum Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds vorweg genommen und 

3) der demnächſt verbleibende Reinertrag alljährlich in folgender Weiſe unter 
die Aktionaire vertheilt: 

a) vorerſt erhalten die Inhaber der Stamm⸗Prioritätsaktien fünf Pro⸗ 
zent des Nominalbetrages ihrer Aktien; 15 

b) was nach Deckung dieſer fünf 0 noch übrig bleibt, 5 ii. 

76* öhe 


(r. 6629.) 
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Höhe von ſechs und zwei drittel Prozent, wird unter die Inhaber der 
1 0 nach Verhältniß des Nominalbetrages ihrer Aktien 
vertheilt. f 

5 Von dem Ueberſchuſſe über dieſe ſechszweidrittel Prozent 
wird bis zur erfolgten Tilgung der Stamm ⸗Prioritätsaktien Ein 
Drittel zum Amorkiſationsfonds ($. 8.) genommen, wogegen die 
übrigen zwei Drittel auf die Stamm⸗ und Stamm ⸗Prioritätsaktien 
pro rata vertheilt werden. 


e) Sollte in einem oder dem anderen Jahre der Reinertrag nicht aus⸗ 
reichen, um den Inhabern der Stamm ⸗Prioritätsaktien die unter 
a. gedachte Dividende von fünf Prozent zu gewähren, jo wird 
das Fehlende aus dem Reinertrage des oder der folgenden Jahre 
nachgezahlt und die Inhaber der Stammaktien erhalten nicht eher 
eine Dividende, als bis dieſe Nachzahlung vollſtändig geleiſtet iſt. 


i Die Zahlung der Dividende aus der Geſellſchaftskaſſe erfolgt jährlich 
vier Wochen nach Publikation der Bilanz (F. 27.). Im Falle der Auflöſung 
der Geſellſchaft reſp. der Liquidation des Geſellſchaftsvermögens haben die Inhaber 
der Stamm⸗Prioritätsaktien ein Prioritätsrecht an dem vertheilungsfähigen 
Erlöſe für das Unternehmen, ſo daß ſie aus len zunächſt und vor den 
Inhabern der Stammaktien befriedigt werden müſſen. 


F. 24. 
1 Mit den Stammaktien werden 
ſcheine un (ie N 
lons. a) Dividendenſcheine auf fünf Jahre nach dem beiliegenden Schema D. und 


. . b) Talons nach dem beiliegenden Schema E., 
und mit den Stamm⸗Prioritätsaktien 


; a) Dividendenſcheine nach dem beiliegenden Schema F. und 
. b) Talons nach dem beiliegenden Schema G. 


5 . ausgehändigt und in gleicher Weiſe von fünf zu fünf Jahren erneuert. 


Dividendenſcheine und Talons werden unter der Firma des Verwaltungs⸗ 
rathes und zwei ſakſimilirten Unterſchriften der Mitglieder deſſelben, ſowie dem 
Stempel der Geſellſchaft ausgefertigt. 
| Die Ausreichung neuer Dividendenſcheine und Talons erfolgt gegen Ein⸗ 
lieferung der mit den abgelaufenen Dividendenſcheinen und Kupons ausgegebenen 
Talons an den Inhaber der letzteren ohne Prüfung ſeiner Legitimation. 


$. 25. 


Zahlung der Die Auszahlung der Dividenden erfolgt von der Geſellſchaftskaſſe gegen 

Dividende. Einlieferung der betreffenden Dividendenſcheine nach geſchehener Feſtſtellung der 
Bilanz des betreffenden Betriebsjahres. i 

Zinſen für die Aktien während der Bauzeit und Dividenden, Bir nicht 

innen 


l 
binnen vier Jahren, von den in den $$. 22. und 23. angegebenen gelben 


\ ab gerechnet, erhoben worden find, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft, vor⸗ 
b behaltlich der Beſtimmung des F. 26. a 


$. 26. 


Sind Aktien, Dividendenſcheine oder Talons beſchädigt oder unbrauchbar Deffenttices 
eworden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß über ihre Mahn 
Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt der Verwaltungsrath ermächtigt, gegen 
Einreichung der beſchädigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue gleichartige 
Papiere auszufertigen und auszureichen. 

Außer dieſem Falle iſt die Ausfertigung und Ausreichung neuer Aktien in 
Stelle beſchädigter oder verloren gegangener nur zuläſſig nach gerichtlicher Amorti⸗ 
ſation derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen Gerichte erſter 
Inſtanz nachzuſuchen iſt. f 

Eine gerichtliche Amortiſation beſchädigter oder verloren gegangener Divi⸗ 
dendenſcheine findet nicht ſtatt; der Betrag derſelben wird jedoch demjenigen, der 
die Beſchädigung oder den Verluſt derſelben innerhalb des im $. 25. gedachten 
vierjährigen Zeitraums bei dem Verwaltungsrathe angezeigt und ſeinen Anſpruch 
durch Einreichung des in ſeinen weſentlichen Theilen beſchädigten Papiers und, 
im Falle des Verluſtes, durch Vorlegung der Aktien ſelbſt beſcheinigt hat, binnen 
einer vom Ablauf des vierjährigen Zeitraums zu berechnenden einjährigen präklu⸗ 
ſiviſchen Friſt, gegen Rückgabe der über die rechtzeitige Anmeldung vom Ver⸗ 
waltungsrathe zu ertheilenden Beſcheinigung, ausgezahlt. Auch eine gerichtliche 
Amortiſation beſchädigter oder verlorener Talons findet nicht flatt. 

Die Ausreichung neuer Dividendenſcheine geſchieht, wenn der Aktieninhaber 
den Talon nicht einreichen kann, gegen Produktion der Aktie. 

ſt aber vor Ausreichung der neuen Dividendenſcheine der Verluſt des 

Talons bei dem Verwaltungsrathe von einem Dritten angemeldet, der auf die 
neuen Dividendenſcheine Anſpruch macht, ſo werden letztere zurückbehalten, bis 
ever ii zwifchen beiden Prätendenten im Wege der Güte oder des Prozeſſes 
erledigt iſt. f 


II. 
Von der Aufſtellung der Bilanzen. 


$. 27. 


Das Geſchäfts- oder Betriebsjahr der Geſellſchaft iſt das Kalenderjahr. 
Die Bauzeit wird bis zum Ende desjenigen Halbjahres gerechnet, in welchem 
der Betrieb der Bahn vollſtändig eröffnet iſt. 
5 Während der Bauzeit wird nach Ablauf eines jeden vollen Kalenderjahres 
eine Bilanz aufgeſtellt, welche nachzuweiſen hat, wie weit das Aktienkapital ein⸗ 
Pöogen und verwendet iſt. Die Aufſtellung der Generalbilanz über die ganze 
auausführung erfolgt nach Beendigung des Baues zur nächſten ordentlichen 
Generalverſammlung. Nach Ablauf der Bauzeit iſt am Schluſſe eines blen 
(Nr. 6629.) vollen 


„„ 


vollen Betriebsjahres das Reſultat des Betriebes durch eine Bilanz dar uſtellen. 
ft der Betrieb der Bahn nicht im Anfange, ſondern im Laufe eines Kalender⸗ 
jahres e ſo hat ſich die erſte Betriebsbilanz auf dieſen Theil des Jahres 
zu beſchränken. ' 

In der Bilanz werden alle Einnahmen des betreffenden Jahres nach ihrem 
Baarbetrage, etwaige Ausſtände nach ihrem Nominalbetrage, inſofern ſie aber 
unſicher ſein ſollten, nach gewiſſenhafter Schätzung von Seiten des Verwaltungs⸗ 
rathes, und vorhandene Baumaterialien und Vorräthe nach dem Koſtenpreiſe und 
bei N Werthsverminderung, unter Berückſichtigung derſelben, als Aktiva 
angeſetzt. 

Dagegen kommen als Paſſiva in Anſatz alle Ausgaben, die im Laufe des 
Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſerve⸗ oder Erneuerungsfonds ($$. 6. 
und 7.) zu beſtreiten geweſen ſind, mit Einſchluß der etwa am Jahresſchluſſe 
verbliebenen Rückſtände. 

Die Jahresbilanzen werden innerhalb der erſten drei Monate nach Ablauf 
des betreffenden Jahres durch die Geſellſchaftsblätter mitgetheilt. 


III. 
Von den Generalverſammlungen. 


den Verwaltungsrath mittelt zweimaliger öffentlicher Bekanntmachung, von denen 
die erſte ſpäteſtens vier Wochen vor dem Verſammlungstage erſcheinen muß. 


5 f $. 29. 
i Ordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt: 
Generalver⸗ 5 2 ; 8 2 
Tommi im zweiten Kalenderquartale eines jeden Betriebsjahres und zuerſt in dem 


auf den Ablauf der Bauzeit und die Eröffnung des Betriebes auf der 
ganzen Bahn zunächſt folgenden Jahre. | 
ben fi Negele Gegenſtände der Berathung und der Beſchlußnahme derſel⸗ 
en ſind: 
1) der Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage der Geſchäfte und die 
Bilanz (F. 27.) / 
2) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes / 
3) die Wahl von drei Reviſoren zur Prüfung und Dechargirung der 
Bilanz 
4) Bericht der Reviſoren über die Prüfung und Decharge der Bilanz des 
verfloſſenen Jahres und Beſchlußnahme über gezogene Monita / 


i $. 28. 
Dirt der Bor Alle Generalverſammlungen werden in Guben abgehalten. Die Berufun 
fung. erfolgt dazu unter vollſtändiger Angabe der zu verhandelnden Gegenſtände durch 


5) Be⸗ 


5 


5) Beſchlußnahme über diejenigen Angelegenheiten, welche der General- 
verſammlung von dem Verwaltungsrathe, den Reviſoren oder einzelnen 
Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden; 


6) Feſtſtellung der den Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu gewährenden 
Remuneration. 


$. 30 


Beſondere Anträge einzelner Aktionaire müſſen fo zeitig vor der General- Anträge eins 
verſammlung dem Vorſitzenden des Verwaltungsrathes ſchriftlich mitgetheilt wer⸗ zelner Attio⸗ 
den, daß dieſelben, gemäß Artikel 238. des Handelsgeſetzbuches, noch in die öffent⸗ | 
lich zur Verſammlung einladende Bekanntmachung aufgenommen werden können, 
widrigenfalls die Beſchlußnahme darüber bis zur nächſten Generalverſammlung 
zu vertagen ift., N 


$. 31. 


Außerordentliche Generalverſammlungen finden ftatt in allen Fällen, in Außerordent⸗ 
denen der Verwaltungsrath, die Reviſoren oder die Aufſichtsbehörde fie für nöthig liche General“ 
erachten, auf Antrag der Aktionaire gemäß Artikel 237, des Handelsgeſetzbuches, e 
wenn ein ſolcher Antrag unter Depoſition des zehnten Theiles der emittirten Aktien 
und 1 Angabe der Gründe und des Zweckes bei dem Verwaltungsrathe ge⸗ 

ellt iſt. 
f N In der Einladung muß der Gegenftand der zu verhandelnden Gefchäfte 
vollſtändig angegeben werden. 


$. 32. 


Außer den im $. 29. genannten Gegenſtänden iſt der Beſchluß einer Ger Nothwendig⸗ 
neralverſammlung überhaupt erforderlich: a fit einer Gene 
x 5 ralverſamm⸗ 
1) zur Ausdehnung des Unternehmens über den im F. 1. angegebenen Zweck lung. 
hinaus und auf die im F. 2. vorbehaltene anderweitige Benutzungsart; 


2) zur Vermehrung des Grundkapitals der Geſellſchaft und Kontrahirung 
von Anlehen für dieſelbe / 

3) zur Fuſion der Geſellſchaft mit einer anderen und Feſtſtellung der des⸗ 
fallſigen Bedingungen; f 


4) zur Uebernahme des Betriebes auf anderen Eiſenbahnen und zur Ueber⸗ 
tragung des Betriebes der eigenen Bahn an eine andere Geſellſchaft 
oder an den Staat / 


5) 1 Abänderungen und Ergänzungen des Statuts auch in anderen, als 
en unter 1. und 2. genannten Fällen; 


6) zur Aufhebung der Beſchlüſſe früherer Generalverſammlungen, 
7) zur Auflöſung der Geſellſchaft 


8) zum Verkaufe der Bahn. 
(Nr, 6629.) Be⸗ 


en. 


Beſchlüſſe über dieſe Gegenſtände können ſowohl in ordentlichen als in 
außerordentlichen Generalverſammlungen gefaßt werden; der Gegenſtand der 
Berathung muß aber in beiden Fällen nach $. 31. in der Vorladung bezeichnet ſein. 

Alle unter 1. bis 5. 7. und 8. gedachten Beſchlüſſe bedürfen der Geneh— 
migung des Staates, um für die Geſellſchaft verbindlich zu werden. 

Ueber die Art der Abſtimmung über dieſe Gegenſtände ſetzt F. 37. das 
Nöthige feſt. 


N 98: 
Sͤtinmemäh⸗ Das Stimmrecht der Stammaktionaire und der Stamm⸗Prioritätsaktionaire 
ung. in den Generalverſammlungen iſt gleich. 


Bei allen Abſtimmungen geben je fünf Stamm ⸗Prioritäts⸗ und zehn 
Stammaktien, wenn ſich der Beſitz von fünf zu funfzig, beziehungsweiſe von 
zehn bis Einhundert Aktien in Einer Perſon vereinigt, Eine Stimme und für 
die Aktien, welche Jemand über die Zahl von Eußc beziehungsweiſe Einhundert 
beſitzt, je zehn beziehungsweiſe zwanzig Aktien Eine Stimme, ſo jedoch, daß auch 
der größte Aktienbeſitz zu nicht mehr als fünfundfunfzig Stimmen (das volle 
Stimmrecht für fünfhundert, beziehungsweiſe Eintauſend Aktien) berechtigt. Iſt 
ein Aktionair zugleich Bevollmächtigter eines anderen Aktionairs, ſo kann er ein⸗ 
ſchließlich des Stimmrechts des letzteren niemals mehr als Einhundert und zehn 
Stimmen haben. 

Die Beſitzer von weniger als fünf, beziehungsweiſe zehn Aktien ſind zur 
Theilnahme an der Generalverſammlung, jedoch ohne Stimmrecht, befugt. 


$. 34. 


Legitimation Zur Theilnahme an der Generalverſammlung ſind nur diejenigen berechtigt, 
der Stinmbe, welche wenigſtens drei Tage vor der Verſammlung ihre Aktien bei der Geſellſchafts⸗ 
nutten. faſſe deponiren. Die Nummern der deponirten Aktien werden in einem nach der 
laufenden Nummer angelegten Verzeichniſſe roth angeſtrichen, und dies unter der 
Kontrole eines dazu beſtimmten Beamten zu führende Verzeichniß wird vom 
Syndikus der Geſellſchaft veriftzirt. Gleichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm 
unterſchriebenes Verzeichniß der Nummern ſeiner Quittungsbogen oder Aktien in 
zwei Exemplaren übergeben, von denen das eine zu den Akten der Geſellſchaft 
geht, das andere mit dem Siegel der Geſellſchaft unter dem Vermerk der erfolgten 
Depofition, ſowie mit der Stimmenzahl verſehen, ihm zurückgegeben wird. Dies 
Exemplar dient als Einlaßkarte zur Verſammlung, auß Grund deren beim Ein⸗ 
tritte in dieſelbe dem Inhaber eine angemeſſene Anzahl von Stimmzetteln verab⸗ 
folgt wird, welche mit dem Stempel der Geſellſchaft verſehen ſind. Gegen Rück⸗ 
gabe dieſes Duplikatverzeichniſſes erfolgt die Rückgabe der betreffenden Aktien. 

Die Stelle der wirklichen Depoſition bei der Geſellſchaft vertreten nur amt⸗ 
liche Beſcheingungen von Staats⸗ und Kommunalbehörden über die bei ihnen 
erfolgte Depofition der Aktien. a 5 


8 9. 35. 


Vertretung Es iſt einem jeden Aktionair e ſich durch einen aus der Zahl der 
der tina übrigen Aktionaire gewählten Bevollmächtigten vertreten zu laſſen, deſſen Voll⸗ 
i 5 ma 


chts⸗ 


machtsauftrag durch ſchriftliche (entweder von einem Mitgliede des Geſellſchafts⸗ 
vorſtandes oder von einem Beamten, der ein öffentliches Siegel zu führen be⸗ 
rechtigt iſt), beglaubigte Vollmacht nachgewieſen iſt. 

Dieſe Vollmacht muß ſpäteſtens einen Tag vor der Verſammlung im 
Büreau der Geſellſchaft niedergelegt, auch die Legalon des Vollmachts⸗ 
ausſtellers auf die im F. 34. vorgeſchriebene Weiſe geführt werden. 

Aktionaire weiblichen Geſchlechts dürfen den Generalverſammlungen über⸗ 
haupt nicht beiwohnen; doch können ſie ſich durch ihre Ehemänner oder durch 
Bevollmächtigte aus den Aktionairen vertreten laſſen. Ein Ehemann bedarf zur 
Vertretung ſeiner Ehefrau keiner beſonderen Vollmacht. Juriſtiſche Perſonen 
können durch ihre verfaſſungsmäßigen Repräſentanten, Handlungshäuſer durch 
ihre Prokuriſten, Bevormundete durch ihre Vormünder vertreten werden, ohne 
daß dieſe Vertreter Aktionaire zu fein brauchen. | 


Die Entſcheidung etwaiger Reklamationen über das Stimmrecht gebührt Entscheidung 3 
der Generalverſammlung. 0 
$. 37. i 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter leitet die Gang der 
Verhandlung, beſtimmt die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenſtände, er- Verhandlungen. 
ns Mn ort und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende Verfah⸗ 
ren feſt. 

Bei ſchriftlicher Abſtimmung, für welche nur geſtempelte Stimmzettel gültig 
ſind, müſſen dieſelben, bei Vermeidung der Ungültigkeit, vom Stimmgeber unter⸗ 
ſchrieben und mit der Zahl der Stimmen, welche er repräſentirt, verſehen ſein. 

Die Beſchlüſſe werden in der Regel durch abſolute Stimmenmehrheit ge⸗ 
faßt, jedoch findet davon eine Ausnahme ſtatt bei den nach $. 32. ad 1. bis 5. 

7. und 8. gedachten Gegenſtänden, über welche nur eine Majorität von zwei 
Drittheilen der anweſenden oder vertretenen Stimmen entſcheiden kann. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 38. 


Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes reſp. der Reviſoren Wahl der 


findet in den jährlichen ordentlichen Generalverſammlungen folgendes Verfah— Daune 
ren ſtatt: rathes und der 
Rebiſoren. 


a) die Wahl erfolgt durch zweifaches Skrutinium, ſo daß zunächſt die Mit⸗ 
u des Verwaltungsrathes und hierauf die Reviſoren gewählt 
werden 


b) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf deren jeden eine der Zahl der 
zu erwählenden gleiche Zahl Namen wahlfähiger Geſellſchaftsmitglieder 
zu ſetzen iſt / 

e) Stimmzettel, welche Hecht ungültig ſind, bleiben ebenſo wie unſtatt⸗ 
hafte Wahlen unberüdfichtigt; 

Jahrgang 1867. (Nr. 6629.) 77 d) der 


Protokoll, 
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d) der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung Kommiſſarien, welche 
unter Zuziehung des Syndikus oder deſſen Stellvertreters die Stimm⸗ 
zettel ſammeln, nach dem jedesmaligen Skrutinium die Unterſchriften der 
Stimmzettel und die ech te Stimmenzahl nach dem angefertigten, 
von dem Syndikus der Geſellſchaft zu verifizirenden und von ihm und 
den ernannten Kommiſſarien zu unterſchreibenden Verzeichniſſe der an⸗ 
weſenden Aktionaire prüfen und nach erfolgter Verifikation den Inhalt 
der Stimmzettel, unter ſulilte in Namens des Stimmgebers, 


laut verleſen und die Reſultate der Abſtimmung zuſammenſtellen 


als erwählt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der betreffen⸗ 
den Stimmzettel die größte Anzahl der Stimmen und zugleich die ab- 
ſolute Stimmenmehrheit erhalten haben. Iſt die abſolute Majorität 
nicht erreicht, ſo werden diejenigen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben, in doppelter Anzahl der noch zu wählenden zur engeren Wahl 
geſtellt / i 

das Reſultat der Abſtimmung wird hiernächſt in das über die Verhand⸗ 
lung aufzunehmende Protokoll regiſtrirt, die Stimmzettel aber werden 
mit dem Siegel der Geſellſchaft verſchloſſen und aſſervirt, 


g) bei eintretender Stimmengleichheit bei der Wahl entſcheidet über die 
Priorität das Loos, nach einer vom Vorſitzenden in der Verſammlung 
ſelbſt zu treffenden Anordnung. 


Sollte einer oder mehrere der gewählten Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes die Annahme des Amtes, zu welchem überhaupt ein Zwang nicht ſtatt⸗ 
findet, ausſchlagen, was angenommen wird, ſofern ſie ſich binnen acht Tagen 
nach geſchehener Bekanntmachung der Wahl nicht ſchriftlich zur Annahme bereit 
erklärt haben, fo rücken nach der Reihenfolge diejenigen ein, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben. 


& 
— 


f 


— 


§. 39 


er in der Generalverſammlung erſchienenen 
nicht ſtimmberechtigten Aktionaire in der Präſenzliſte iſt nicht erforderlich. 


IV. 


Von den Repraͤſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 


A. 
Verwaltungsrath. 


$. 40. 


Der Verwaltungsrath bildet den Vorſtand der Geſellſchaft, er repräſentirt Zweck, Um⸗ 
und vertritt die Gefellichaft in ihren inneren und äußeren Rechten, ſoweit dies fang, Sitz. 
nicht ausdrücklich der Generalverſammlung vorbehalten iſt. 

Er beſteht aus fünfzehn Mitgliedern, von denen wenigſtens neun in 
Preußen ihren Wohnſitz haben müſſen, und iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens 
fieben Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden oder feines Stellvertreters, an⸗ 
weſend oder vertreten ſind. 

Außerdem ſteht es den Verwaltungsraths⸗Mitgliedern frei, ſich durch einen 
ſchriftlich Bevollmächtigten aus der Mitte des ee vertreten zu 
laffen; doch darf kein Mitglied mehr als zwei Vertretungen gleichzeitig übernehmen. 


§. 41. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß im Beſitze von dreißig Stamm⸗ Wahlfähigkett 
oder fünfzehn Skamm⸗Prioritätsaktien fein, welche für die Dauer des Amtes 
bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen ſind. 
Nicht wahlfähig ſind: 
1) Beamte der Geſellſchaft , 
2) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtändig mit ihren 
Gläubigern regulirt haben; 
3) Perſonen, welche nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte find; 
4) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhältniſſen ſtehen. 


. 42. 


Der Verwaltungsrath wählt aus ſeinen in Preußen wohnhaften Mit Der Vorſthende 
gliedern alljährlich einen Vorſizenden und einen Stellvertreter für denſelben. 
Zur Gültigkeit der Wahl iſt erforderlich, daß ſie mit abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit erfolgt iſt. 
Der Vorſitzende leitet die Geſchäfte, empfängt und öffnet die eingehenden 
Schreiben, beruft die e „ladet zu denſelben die Mitglieder nach 
Befinden durch ſchriftliche, den Gegenſtand der Besprechung andeutende Cirkulare 
ein, und leitet in der Verſammlung ſelbſt die 5 
(Nr. 6629.) 


Der 


95 Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat, wenn letzterer verhindert iſt 
überall die gleichen Rechte und Pflichten, wie der Vorſitzende ſelbſt. 


. 43. 


Werſammlungnn Der Verwaltungsrath verſammelt ſich in der Regel allmonatlich an einem 

und Bestie vorher durch Beſchluß zu beſtimmenden Tage, außerdem aber fo oft, als es der 
Vorſitzende für nothwendig erachtet, oder vier Mitglieder, unter Angabe der 
Gründe, es verlangen. f 

Die Sitzungen finden in der Regel in Guben ſtatt, können aber auch auf 
einer der Stationen, welche die nach §. 1. zu erbauende Eiſenbahn berührt, ab⸗ 
gehalten werden. 

Gültige Beſchlüſſe können nur mit abſoluter Stimmenmehrheit Foa wer⸗ 
den. Für den Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden 
den Ausſchlag. 

Bei Wahlen wird eben fo verfahren, wie im F. 38. sub e. und am Ende 
vorgeſchrieben iſt. 5 

Mitglieder, welche bei dem Gegenſtande der Berathung ein Privatintereſſe 
haben, müſſen ſich bei der Abſtimmung entfernen. 


Soll in den Sitzungen 
1) über Feſtſtellung der Inventur, der Bilanz und der Dividende, 


2) über . von Beamten mit längerer als dreimonatlicher Kün- 
digung oder über Entlaſſung derſelben, 


3) über Erwerbung oder Veräußerung von Immobilien, 
4) über Verträge, deren Gegenſtand mehr als fünfzehnhundert Thaler beträgt, 


gültig Beſchluß gefaßt werden, ſo muß den Mitgliedern mindeſtens vierzehn Tage 
vor der Sitzung ſchriftlich angezeigt worden ſein, daß darüber verhandelt werden 
ſoll. Ueber die Beſchlüſſe des Verwaltungsrathes wird ein Protokoll geführt. 


$. 44. i 


Reſſort und Der Verwaltungsrath als Vorſtand der Geſellſchaft (F. 40.) leitet ins⸗ 
Beſugniſe. heſondere ſämmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, bringt feine eigenen, ſowie 
die Beſchlüſſe der Generalverſammlungen in Ausführung und ernennt und ent⸗ 
läßt die Beamten der Geſellſchaft. Er verwaltet den Geſellſchaftsfonds und die 
künftig eingehenden Bahn- und Transportgelder, ſowie alle ſonſtigen Einnahmen 
der Geſellſchaft, erwirbt die zur 17 des Geſellſchaftszweckes nach ihren 
Beſchlüſſen erforderlichen Grundſtücke und ſonſtiges bewegliches und unbewegliches 
Eigenthum, bewirkt die vollſtändige Erbauung der Bahn nach dem genehmigten 
Bauplane, ſowie demnächſt ihre Unterhaltung, desgleichen die Aufführung, An⸗ 
ſchaffung, Unterhaltung der erforderlichen Gebäude, Materialien, Transportmittel 
und Utensilien, organiſirt und leitet den Transportbetrieb, ſchließt alle im Intereſſe 
der Geſellſchaft erforderlichen Kauf, Verkaufe, Tauſch⸗, Pacht⸗, Mieths⸗, En⸗ 
gagements⸗, Anleihe⸗ und ſonſtigen Verträge Namens der Geſellſchaft und 1 

\ ſen⸗ 


L 581 — 

ſentirt die letztere in allen Verhältniſſen nach Außen auf das vollſtändigſte mit 
allen Befugniſſen und Verpflichtungen, welche die Geſetze dem Vorſtande einer 
Aktiengeſellſchaft (Artikel 227. bis 241. des Handelsgeſetzbuches) beilegen. 

Insbeſondere iſt der Verwaltungsrath legitimirt, die Geſellſchaft in allen 
erichtlichen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die Hypotheken⸗ 
bücher und Löſchungen in denſelben zu bewilligen, Wiederveräußerungen vorzu⸗ 
nehmen, Vergleiche zu ſchließen und Streitigkeiten ſchiedsrichterlicher Entſcheidung 
zu unterwerfen. 

Der Verwaltungsrath hat mit Genehmigung des Handelsminiſters nach 
Eröffnung des Betriebes einen Spezialdirektor als Generalbevollmächtigten zu 
beſtellen, welcher die Geſellſchaft in allen auf die Ausübung des Eiſenbahn⸗ 
betriebes bezüglichen Geſchäften, ſoweit dieſelben nicht von dem verantwortlichen 
techniſchen Betriebsdirektor (§. 9. Nr. 1. C.) zu leiten find, zu vertreten berech⸗ 
tigt und verpflichtet iſt. Derſelbe hat in Guben ſeinen Wohnſitz zu nehmen und 
muß Preußiſcher Unterthan ſein. 

Der Verwaltungsrath iſt außerdem ermächtigt, zur Ausübung gewiſſer 
Befugniſſe deſſelben anderweit General- und Spezialbevollmächtigte zu ernennen 
und denſelben Vollmachten zu ertheilen, welche, ſoweit ſie nicht für ein beſtimmtes 
Geſchäft oder auf einen beſtimmten Zeitraum ertheilt ſind, durch den Wechſel der 
Verwaltungsraths⸗Mitglieder allein nicht erlöſchen. 

18 Berathung und Beſchlußnahme des Verwaltungsrathes gehören ins⸗ 
beſondere: 


1) die Beſtimmung der ie auf die Aktien ($. 17.), Ausfertigung 
der Aktien, Dividendenſcheine, Kupons und Talons; 

2) die Wahl ſämmtlicher Beamten und Feſtſtellung der mit denſelben abzu⸗ 
ſchließenden Verträge, ſowie der ihnen zu ertheilenden Inſtruktionen; 


3) die Anlage eines zweiten Bahngeleiſes, ſowie alle im F. 32. unter 
1. bis 8. genannten, demnächſt noch zum Beſchluſſe der Generalver⸗ 
ſammlung zu bringenden Gegenſtände, 


4) die Feſtſtellung der Inventur und Bilanz / 

5) die Beſtimmung über die Höhe der jährlichen Dividende; 

6) die Normirung der Prozentſätze, welche aus der Betriebskaſſe zum Er- 
neuerungsfonds zu zahlen find (F. 7.). 

Alle Erklärungen, Urkunden, Verträge und Verhandlungen, die der Ver⸗ 
waltungsrath Namens der Geſellſchaft ausſtellt, reſp. vollzieht, ſind verbindlich 
für die Geſellſchaft, ſobald ſie von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter 
und mindeſtens noch zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes unterſchrieben ſind. 


§. 45. 
Zur Ausübung aller dem en a ague im H. 44. ertheilten Befugniſſe 
bedarf derſelbe gegen dritte Perſonen und Behörden keiner weiteren Legitimation, 


als eines auf Grund der von der Gerichtsperſon oder dem Notar aufgenommenen 
Gr. 6629.) Wahl⸗ 


Legitimation. i 3 


Pflichten und 
Verantwortlich⸗ 
keit. 


Dauer des 
Amtes. 


Austritt, Ent⸗ 
ſetzung, Sus 
penſion. 


Remuneration 
der Mitglieder 
des Verwal⸗ 
tungsrathes. 
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Wahlverhandlung ausgefertigten gerichtlichen oder notariellen Atteſtes über die 
Perſonen ſeiner jedesmaligen Mitglieder. 


$. 46. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes verwalten ihr Amt nach beſter 
Einſicht und find der Geſellſchaft nach Maaßgabe des Geſetzes ($. 132. Titel 6. 
Theil 2. des Allgemeinen Landrechts) für ihre e verhaftet. 

„Die nicht in Preußen wohnhaften Mitglieder nehmen für etwaige Regreß⸗ 
anſprüche bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Guben Domizil. 


$. 47. 


Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrathes iſt eine vierjährige. 

In den drei erſten Jahren nach der fünfjährigen Amtsdauer ($. 56.) des 
erſten Verwaltungsrathes ſcheiden je vier Mitglieder, welche durch das Loos 
beſtimmt werden, aus. Im vierten Jahre ſcheiden die drei letzten der zuerſt fun⸗ 
girenden (fünfzehn) Mitglieder aus. Später entſcheidet über das Ausscheiden nur 
die Amtsdauer. 

Die Ausgeſchiedenen ſind ſofort wieder wählbar. 


$. 48. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes kann ſein Amt nach vorgängiger 
vierwöchentlicher ſchriftlicher Aufkündigung niederlegen. 

Ein ſolcher Austritt iſt nothwendig, wenn die im F. 41. erwähnten Fälle 
der Wahlunfähigkeit eintreten. 

Der Geſellſchaft fteht aber das Recht zu, jedes Mitglied des Verwaltungs⸗ 
rathes zu jeder Zeit vom Amte de entfernen, wenn dieſes von der Staatsregierung 
verlangt oder auf den Antrag der übrigen Verwaltungsraths⸗Mitglieder oder der 
Reviſoren in einer Generalverſammlung beſchloſſen wird. 

Ein ſolcher Antrag muß zunächſt bei dem Verwaltungsrathe ſelbſt ein⸗ 
gebracht und von dieſem in einer unter Angabe des Zweckes berufenen Verſammlung 
e bend Mitglieder genehmigt, demnächſt aber der Generalverſammlung vor⸗ 
gelegt werden. 

Auch kann in einer auf gleiche Weiſe berufenen Verſammlung durch einen 
von mindeſtens eilf Mitgliedern des Verwaltungsrathes gefaßten Beſchluß die 
Suspenſion vom Amte gegen ein Mitglied deſſelben bis zur definitiven Entſchei⸗ 
dung der nächſten Generalverſammlung angeordnet werden, in welchem Falle der 
Verwaltungsrath zur interimiſtiſchen Wahl eines anderen Mitgliedes ſchreiten kann. 

Das Protokoll über eine ſolche Wahl muß ee unter Zuziehung 
einer Gerichtsperſon oder eines Notars aufgenommen werden. 


$. 49. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten, außer der Erſtattung ihrer 
baaren Auslagen, eine Remuneration, welche in ihrem Geſammtbetrage durch die 
Generalverſammlung feſtgeſetzt wird. Si 

ie 


| a | 
Die Vertheilung derſelben unter die Mitglieder des Verwaltungsrathes 


erfolgt im Verhältniß zur Zahl der Sitzungen, welchen dieſelben beigewohnt haben; 
dabei wird für den jedesmaligen Vorſitzenden das Doppelte angenommen. 


B. 
Reviſoren. 


. 50. 


Die Generalverſammlung wählt für jedes Betriebsjahr aus der Zahl der Wahl. 
in Preußen wohnhaften Aktionaire drei Reviſoren. 


$. 51. 


Dieſen liegt ob, die vom Verwaltungsrathe aufzuftellenden Bilanzen zu Reſort. 
prüfen und zu dechargiren. 

Die in der erſten ordentlichen Generalverſammlung nach Ablauf der Bau⸗ 

eit zu wählenden Reviſoren haben die Baurechnung, ſowie die Bilanzen für die 
Bube und für das erſte Betriebsjahr zu prüfen; die in jedem folgenden Jahre 
zu El ind. Reviſoren prüfen die Bilanz desjenigen Jahres, in welchem ſie 
ewählt ſind. 
5 Die Reviſoren ſind ermächtigt, dem Verwaltungsrathe Decharge zu ertheilen, 
wenn ſie gegen die Bilanz nichts zu erinnern finden, oder ihre etwaigen Er⸗ 
innerungen erledigt worden ſind. Entgegengeſetzten Falls haben ſie bei der nächſten 
Generalverſammlung, welcher das Reſultat der Prüfung jederzeit mitzutheilen iſt, 
die Beſchlußnahme über die Verfolgung oder Beſeitigung der unerledigten Er⸗ 
innerungen anheimzuſtellen. 


C. 
Beamte der Geſellſchaft. 
$. 52. 


Sollte der Betrieb der von der Geſellſchaft zu erbauenden Eiſenbahn nicht Wahl den 
einer anderen Geſellſchaft oder dem Staate überlaſſen werden, jo hat der Ver- Beamten. 
waltungsrath den eigenen Betrieb den beſtehenden allgemeinen und ſpeziellen Ver⸗ 
ordnungen gemäß zu organiſiren und nach Maaßgabe des $. 9. Nr. 1. sub C. 
des Statuts ſämmtliche dazu erforderliche höhere und niedere Beamte zu erwählen 
und anzuſtellen, die Bedingungen der mit ihnen abzuſchließenden Kontrakte und 
ihnen zu ertheilenden Vollmachten feſtzuſtellen und die ihnen zu gebenden Dienſt⸗ 
inſtruktionen zu erlaſſen. 8. 55 


Der Syndikus wird aus der Zahl der in Preußen wohnenden, zum der Syndikus. 
Richteramte qualifizirten Perſonen gewählt. Der Stellvertreter iſt dazu beſtimmt, 
(Nr. 6629.) den 
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den Syndikus bei einzelnen Behinderungsfällen zu vertreten, und wird von dem 
letzteren ſelbſt, mit Genehmigung des Verwaltungsrathes, gewählt. Seine Legi⸗ 
timation wird durch eine vom Syndikus ausgeftellte, mit der Genehmigung des 
Verwaltungsrathes verſehene Subſtitutionsvollmacht geführt. 


§. 54. 


Kaſſenweſen. Ueber die Einrichtung und Verwaltung des Kaſſenweſens wird von dem 
5 Verwaltungsrathe eine beſondere Inſtruktion feſtgeſetzt. 


$. 55. 


Alle in Bezug auf die Zuſammenſetzung des Verwaltungsrathes und der 
übrigen Vertreter und der im F. 9. Nr. 1. sub C. bezeichneten Beamten der 
Geſellſchaft eintretenden Veränderungen, ſowie die Namen der Vorſitzenden und 
deren Stellvertreter ſind durch die Geſellſchaftsblätter rechtzeitig bekannt zu machen. 


$. 56. 

Vorübergehende Für die erſten fünf Jahre beſteht der Verwaltungsrath der Geſellſchaft, 
Beſimmüngen kraft dieſes Statuts, aus nachſtehend genannten neun Perſonen, welche unter 
dem Ehrenpräſidium Seiner Königlichen Hoheit des Fürſten zu Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen das ganze Aktienunternehmen ins Leben gerufen haben, die jedoch 
verpflichtet ſind, nach Allerhöchſter Beſtätigung dieſes Statuts ihre Zahl unter 
Berückſichtigung der im H. 40. vorgeſchriebenen Nationalität bis auf funfzehn zu 
erhöhen, nämlich: f 

1) Geheimer Ober-Finanzrath Ambronn, Stellvertreter des Vorſitzenden, 
Sr. Königlichen Hoheit des Fürſten zu Hohenzollern⸗Sigmaringen, 

2) Charles E. Mangles, in London wohnhaft, 

3) John Chapman, desgl., 

4) George Barnard Townſend, desgl., 

5) James Gilbert Johnſton, desgl., 

6) Kaufmann Annuß in Poſen, 

7) Bürgermeiſter Kühnaſt in Guben, 

8) Bürgermeiſter Lorenz in Croſſen a. d. O., 

9) Landrath Wocke in Poſen. 


ſtattfindenden nächſten ordentlichen Generalverſammlung (§. 29.). In dieſer 
ſcheiden dann vier der Mitglieder nach §. 47. aus. 

Sollten ſich bis zum Ablaufe der Bauzeit Vakanzen in dem vorgedachten 
Verwaltungsrathe ereignen, ſo haben die übrig gebliebenen Mitglieder die Be⸗ 
fugniß, ihre Zahl, unter Beobachtung der Beſtimmung im F. 41. dieſes Sa, 
tuts, durch eine in ihrer Mitte zu vollziehende Wahl zu ergänzen. Die folder 

„ 


Dieſelben bleiben in Funktion bis zu der nach Ablauf von fünf Jahren 


= — 
geftalt gewählten Mitglieder bleiben ebenfalls bis zu der oben bezeichneten 
Generalverſammlung in Funktion. ü 
Die Mitglieder dieſes Verwaltungsrathes haben das Recht, ſich durch ein 
anderes Mitglied kraft einer demſelben zu ertheilenden Vollmacht vertreten zu 


laſſen; jedoch darf kein Mitglied mehr als drei ſolcher Vertretungen gleichzeitig 
übernehmen. 


$. 57. 


Während und bis zum Ablaufe der Bauzeit ($. 27.) werden nach Maaß⸗ 
gebe der nachſtehenden Beſtimmungen die $. 56. aufgeführten Mitglieder des 
erwaltungsrathes zur Wahrnehmung der Geſchäfte deſſelben bevollmächtigt. 


§. 58. 
Vermöge dieſes Auftrages ſind die Herren: Komits für 
die Finanz⸗An⸗ 
1) Charles E. Mangles, Vorſtitzender, ige 


2) John Chapman, 

3) George Barnard Townſend, 

4) James Gilbert Johnſton 
in London, 


und die nach F. 56. noch zu erwählenden zwei Mitglieder, die den Sitz ihrer 
Thätigkeit in Berlin haben, ermächtigt, Namens des geſammten Verwaltungs⸗ 
rathes und der Geſellſchaft als Komité für die Finanzangelegenheiten der Ge⸗ 
ſellſchaft: 

J) die auf ſämmtliche Aktien zu leiſtenden Einzahlungen nach Bedürfniß 
reſp. nach Beſtimmung der Staatsregierung auszuſchreiben, die Aktien 
auszugeben, gegen Vollzahlung auszuhändigen und die darauf gezahlten 
Gelder bis zu deren Verwendung ſicher zu aſſerviren, auch ſich hierüber 
auf Erfordern der Staatsregierung genügend auszuweiſen 


2) den Bau der von der Geſellſchaft nach $. 1. beabſichtigten Eiſenbahn, 
ſowie die Beſchaffung der geſammten Betriebsmittel für dieſelbe, über⸗ 
haupt alles dasjenige, was zur vollſtändigen Herſtellung der Bahn und 
ihrer Zubehörung bis zum Betriebe derſelben in ihrer ganzen Ausdehnung 
erforderlich iſt, ganz oder theilweiſe in Entrepriſe zu geben und alle 
Kontrakte abe abzuſchließen, welche über alle Gegenſtände erfor— 
derlich ſind. Der Abſchluß von Verträgen, welche Ueberſchreitungen des 
Anſchlags involviren oder nach ſich ziehen, ſetzt die Zuſtimmung des 
Reviſionskomités voraus; 

3) endlich in Gemeinſchaft mit dem Reviſionskomits und mit Genehmigun 
der Staatsregierung den Betrieb der in Rede ſtehenden Eiſenbahn 150 

Jahrgang 1867, (Nr, 6629.) 78 ; vor 


elben auf Rechnung d 
Staate zu übertragen. 


ö 8 §. 59. 
Neoſions, Die Herren: i i c 
en 1) Geheimer Ober-Finanzrath Ambronn, Stellvertreter des Vorſitzenden, 
Seiner Königlichen Hoheit des Fürſten zu Hohenzollern⸗Sigmaringen, 
2) Kaufmann Annuß , 
3) Bürgermeiſter Kühnaſt, 
4) Bürgermeiſter Lorenz, 
5) Landrath Wocke, 
und die laut F. 56. noch zu erwählenden vier Mitglieder, die den Sitz ihrer 
Thätigkeit gleichfalls in Berlin haben, bilden bis zur erſten, nach Ablauf der 
Bauzeit ftattfindenden ordentlichen Generalverſammlung ein Reviſionskomité, und 
ſind ermächtigt, Namens und im Auftrage des geſammten Verwaltungsrathes: 


1) die bon be e der Bauarbeiten auf der Bahnlinie und die Erfüllung 
der von dem Komité für Finanzangelegenheiten oder den Bauunternehmern 
eingegangenen Verpflichtungen in ihrem ganzen Umfange zu beaufſichtigen, 
auch darüber zu wachen, daß das eingezahlte Grundkapital Seitens des 
Finanzkomités beſtimmungsmäßig verwendet wird, die an den etwaigen 
Bauunternehmer geleiſteten Zahlungen in richtigem Verhältniſſe zu deffen 5 
Leiſtungen, wie den Anſchlagsſummen ſtehen, auch die ganze Thätigkeit 
des Finanzkomités durch Delegirte aus ihrer Mitte oder Much zu bevoll⸗ 
mächtigende Sachverſtändige prüfen und weiter verfolgen zu laſſen / 


2) das der Geſellſchaft vom Staate zu verleihende Expropriationsrecht 
Namens dieſer Geſellſchaft auszuüben. 


$. 60. 


Die Mitglieder beider Komites find, bei eigener Vertretung, der Geſell⸗ 
ſchaft gegenüber verpflichtet, die in den vorſtehenden $$. 58. und 59. beſtimmten 
Grenzen ihrer Thätigkeit genau einzuhalten; dagegen ſind in den Verhältniſſen 

zu dritten Perſonen, der Theilung ihrer Thätigkeit ungeachtet, alle Erklärungen 

und Verhandlungen eines jeden der beiden Komites für die Geſellſchaft verbindlich, 

wenn fie unter der Firma des Verwaltungsrathes von dem Vorſitzenden eines der 

beiden Komités oder ihrer Stellvertreter und mindeſtens noch einem Mitgliede 

des betreffenden Komités vollzogen find. 5 

Der Verwaltungsrath in ſeiner Geſammtheit iſt übrigens berechtigt, auch 

ſchon vor Ablauf der Bauzeit durch Beſchluß die Theilung der Arbeiten und 
Befugniſſe aufzuheben. a f 

Ein ſolcher Beſchluß, mit welchem zugleich die Wahl eines e 
e 


* 


des geſammten Verwaltungsrathes und eines Stellvertreters verbunden ſein muß, 
bedarf einer Mehrheit von zwei Drittheilen des vereinigten Verwaltungsrathes 
und iſt öffentlich bekannt zu machen. 

In Folge deſſen treten dann auch innerhalb der Geſellſchaft die auf die 
Theilung der Arbeiten und Befugniſſe beider Komites bezüglichen Beſtimmungen 
der $$. 58. und 59. außer Kraft. 

0 In Fällen, wo zwiſchen dem Finanzkomité und dem Reviſionskomits bei 
Zuſammentritt beider zu gemeinſamer Berathung oder ſonſt eine Einigung nicht 
erzielt wird, tritt das ſchiedsrichterliche Verfahren nach den Vorſchriften dieſes 
tatuts ein. 
$. 61. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten während der Bauzeit keine 
beſondere Remuneration, vielmehr haben dieſelben nur Anſpruch auf Erſatz der 
bei Ausübung ihrer Funktionen entſtehenden baaren Auslagen. 


$. 62. 


Die beiden Komités haben während der Bauzeit ihre Bekanntmachungen 
durch die im $. 13. bezeichneten Blätter zu erlaſſen. Sollte eines oder das andere 
derſelben in dieſer Zeit eingehen, jo müſſen heide Komités gemeinſchaftlich ein 

anderes Blatt in Stelle des eingegangenen wählen. 


$. 63. 


Der durch das gegenwärtige Statut im H. 56. konſtituirte erſte Verwaltungs⸗ 

rath iſt innerhalb der daſelbſt feſtgeſetzten fünfjährigen Friſt ermächtigt, die von 
der Königlich a Regierung etwa als erforderlich zu erachtenden oder von 
derſelben auf den Antrag des Verwaltungsrathes genehmigten Abänderungen dieſes 
Statuts vorzunehmen und in urkundlicher Form ſelbſt oder durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten mit verbindlicher Kraft für alle Aktionaire der Geſellſchaft zu vollziehen. 


$. 64. 


Wer durch Aktienzeichnung dem Unternehmen beitritt, unterwirft ſich damit 
den von dem Gründungskomité verlautbarten Beſtimmungen dieſes Statuts und 
erkennt alle von dem Komité als Stellvertreter der Geſellſchaft innerhalb der 
ſtatutenmäßigen Grenzen getroffenen Maaßnahmen und eingegangenen Verpflich- 

tungen als für ſich verbindlich an. i 


F. 65. 
Die Staatsregierung iſt berechtigt, zu ſpezieller techniſcher Beaufſichtigung 


der Bauausführung einen beſondern techniſchen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher 
unbeſchadet des allgemeinen geſetzlichen Aufſichtsrechts und der daraus entſprin⸗ 
enden Befugniſſe des Staates ermächtigt ſein ſoll, ſich zu jeder Zeit, in jeder 
ihm geeignet ſcheinenden Weiſe, von der vorſchri smäßigen und ſoliden Ausfüh⸗ 
Ar. 6629.) 78¹ rung 


ehmigt 5 und v. 
affenheit rwenden en M. terialien und Betriebsmittel durch Einfi 
nahme und P Ueberzeugung ie verſchaffen. Seinen Anordnungen iſt die 
8 ace unter Vorbehalt des Rekurſes an das Königliche Miniſterium fü 
Handel, Gewerbe und 1 Arbeiten binnen zehntägiger präkluſtviſcher Friſt 
unbedingt Folge zu leiſten verbunden. En 
Es ſteht ihm das Recht zu, in dringenden Fällen ſelbſtſtändig, ſonſt aber 
mit Genehmigung der vorgeſetzten Aufſichtsbehörde die aan eines Baus 
werkes und die Benutzung von Betriebsmitteln zu unterſagen. e 
Die dem Staate durch die ſpezielle Aufficht erwachſenden Koſten hat die 
Geſellſchaft nach Beſtimmung des Königlichen Miniſteriums für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten vorſchußweiſe zu berichtigen reſp. zu erſtatten. 


Berlin, den 15. Dezember 1866. 


— 


Beilagen. 


Schema A. 
„„ ͤ 
der 
Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft 
B üb er 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhältniß des Betrages derſelben an dem 
geſammten Eigenthume der Märkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft und an dem 
Gewinne und Verluſte derſelben betheiligt. 


8 VVV PV 
Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 

(L. S.) Der Verwaltungsrath. Eingetragen Fol.. des Aktienbuches. 

(Acht fakſimilirte Unterſchriften.) (Unterſchrift des Beamten.) 

| Schema B. 
Stamm⸗Prioritaͤts⸗Aktie 
der 
Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft 
. über 


Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhältniß des Betrages derſelben an dem 
geſammten Eigenthume der Märkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft und an dem 
Gewinne und Verluſte derſelben mit allen denjenigen Vorrechten betheiligt, die 
nach dem Geſellſchaftsſtatute den Inhabern der Stamm⸗Prioritäts⸗Aktien zuftehen, 
insbeſondere alſo mit dem prioritätiſchen Anſpruche auf Gewährung einer Divi- 
dende von fünf Prozent pro anno aus dem Reinertrage des Unternehmens der 
Geſellſchaft, ehe irgend eine Dividendenzahlung an die Inhaber der Stamm⸗ 
Aktien ſtattfinden darf. 


33 denn lo 
Maͤrkiſch⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Der Verwaltungsrath. Eingetragen Fol. ..... des Aktienbuches. 


(Acht fakſimilirte Unterſchriften.) Unterſchrift des Beamten.) 


(Nr. 6629.) ® Schema C. 


Stamm- Prioritäts⸗ | Aktie . der Maͤrkiſch-Poſener 


Stamm⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft | 
während der Bauzeit, nachdem die Aktie voll eingezahlt iſt. 


Der Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen Einlieferung deſſelben 
e Pr. Krt., geſchrieben N Se Thaler e Kurant, 


Dieſer Kupon wird ungültig „wenn deſſen 


Geldbetrag bis einſchließlich den .-- 


2 Nihlr⸗ 

= als Zinſen der vorgedachten Aktie u das halbe Jahr vom. 55 

5 bis zen 5 

ONE a ne engl e 

= Der Sen sul der Maͤrkiſch⸗Poſener esam. 
Geſellſchaft. 


(L. S.) (Gatfimie von zwei Unterſchriften.) Eingetragen Fol.. 
\ (Unterschrift des Beamten.) 


Schema 5. \ RE 
- Dividendenfdein 
| zur 


ne me der | Witch Posener f | 


Der Inhaber dieſes Scheins empfängt gegen Einlieferung deſelben bie auf obige 
Aktie fallende Dividende für 505 2 „deren a vom de 
rathe bekannt gemacht werden wird. 

h³⸗•ö 


Der Verwaltungs rath der Meintich. Poſener Eiſenbahngeselſchaft 

Kiter en in das Dividendenſchein⸗ 

(L. S.) Fakſimile von zwei Unterſchriften. egifter Fol. . 
23233 f (unterſchrift des Beamten) 


Stamm-Attie I... .. der Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 


1 8 Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre gegen Ein⸗ 
= 5 lieferung deſſelben die zu der vorbezeichneten Aktie auszufertigenden 
3.5 Dividendenſcheine pro . biss inkl. 
„ei —v—ͤ— 2 den en 18. 
— > un 
33355 Der Verwaltungsrath der Maͤrkiſch⸗Poſener Eiſenbahn— 
ig | Geſellſchaft. 1 
2 2 2 2 
8 E (L. S.) Fakſimile von zwei Unterſchriften.) 
2 S ö 
Schema F. 
Dibidendenſchein 
© zur 
Stamm Prioritaͤts⸗Aktie 1 der Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahn⸗ 
. Geſellſchaft. | 
Der Inhaber dieſes Dividendenſcheins hat gegen Einlieferung deſſelben 
en an dem laut Bilanz ſich ergebenden Nei ens der Gefellichart für 
3j; 8 einen Prioritätsanſpruch bis zu 10 Rthlr. Pr. Krt., 
3 s geſchrieben Zehn Thaler Preußiſch Kurant. Außerdem wird der Ueber⸗ 
8 1 des vertheilungsfähigen Reingewinnes, der ſich nach Auszahlung 
2. dieſer fünf Prozent, ſowie demnächſt fernerer ſechs und zwei Drittel 
8 5 15 Prozent pro anno auf die Stamm⸗Aktien und nach Zahlung eines 
Drittels a Ueberſchuſſes zum Amortiſationsfonds, herausſtellt, pro 
= = i rata unter die Stamm⸗ und Stamm ⸗Prioritäts⸗Aktien vertheilt. 
J3J))ͥͤ 8 18. 
5 3 Der Verwaltungsrath der Maͤrkiſch⸗Poſener Eiſenbahn⸗ 
8 Geſellſchaft. 
8 


(. S.) (Fakſimile von zwei Unterſchriften.) 


Gr. 6629) g Schema G. 


F. RER es a no 


ee 


Schema . 
„ 
zur i 
Stamm⸗Prioritats⸗Aktie 1. der Maͤrkiſch⸗Poſener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 
8 2 Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre gegen Ein⸗ 
ß lieferung deſſelben die zu der obengenannten Aktie auszufertigenden 
ea: Dividendenſcheine pr . Ha inkl. 
Bee ji DEN An een ea 18. 
‚SZ 5 
ss Der Verwaltungsrath der Märkiſch-Poſener Eiſenbahn⸗ 
a 5 i Geſellſchaft. 
5 E (L. S.) (Batfimile von zwei Anterſchriften.) 


Schema II. 


Quittungsbogen 
der 


Maͤrkiſch⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft 


H ert j V ne 6 6 % „ „ „446 


. ; tamm⸗Prioritäts⸗ 7 i 
hat ſich durch Zeichnung einer Sein oritäts⸗ Aktie von hender 
Thalern Preußiſch Kurant bei der Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft betheiligt 
und auf dieſen Betrag die hierunter von dem Verwaltungsrathe oder dem Finanz⸗ 
komité der Geſellſchaf zu quittirenden Raten eingezahlt. Die Aushändigung der 
Aktie gegen Rückgabe dieſes Quittungsbogens geſchieht, nachdem der Betrag der 
Aktie vo eingezahlt iſt. 

En a den n 18 


Das Finanzkomité der Maͤrkiſch⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Drei fakſimilirte Unterſchriften.) 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
TT 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


